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Hinweise

Der Inhalt des Merkblattes wurde sorgfaltig erarbeitet. Dennoch kdnnen Irrtiimer nicht ausge-
schlossen werden. Auch kénnen seit der Drucklegung rechtliche Anderungen eingetreten sein.
Es wird deshalb keine Gewahr fiir die Richtigkeit und Vollstandigkeit der Informationen Uber-
nommen. Insbesondere wird die Haftung fiir sachliche Fehler oder deren Folgen ausgeschlossen.

Bitte haben Sie Verstandnis dafiir, dass bei der Schreibweise aus Griinden der Lesbarkeit die

mannliche Form (der Heimbewohner, der Kindergeldberechtige, usw.) verwendet wird. Die Tex-
te beziehen sich immer auf Frauen und Manner.
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Vorbemerkung

Fiir ein behindertes Kind kénnen Eltern Gber das 18. Lebensjahr hinaus und ohne altersmalRige
Begrenzung Kindergeld erhalten, wenn das Kind aufgrund einer Behinderung aulRerstande ist,
sich selbst zu unterhalten. Teil 1 dieses Merkblatts soll Eltern behinderter Kinder dabei helfen zu
Uberprifen, ob diese Voraussetzungen erfiillt sind und ihnen ein Anspruch auf Kindergeld zu-
steht. In Teil 2 des Merkblatts werden die Steuervorteile erlautert, deren Inanspruchnahme vom
Bezug des Kindergeldes abhangig ist. Haufig lehnen Familienkassen einen Anspruch auf Kinder-
geld zu Unrecht ab. Teil 3 des Merkblatts enthalt deshalb einen Mustereinspruch, mit dem sich
Eltern gegen rechtswidrige Ablehnungsbescheide zur Wehr setzen kénnen.

Diisseldorf, Juli 2017

Katja Kruse

Abkiirzungsverzeichnis

Az. Aktenzeichen

BFH Bundesfinanzhof

bvkm Bundesverband fir kdrper- und mehrfachbehinderte
Menschen e.V.

DA-KG 2016 Dienstanweisung zum Kindergeld nach dem
Einkommensteuergesetz Stand 2016

EStG Einkommensteuergesetz

GdB Grad der Behinderung

SGB XII Sozialgesetzbuch XII (Sozialhilfe)

SVEV Sozialversicherungsentgeltverordnung

WfbM Werkstatt fiir behinderte Menschen
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Teil 1: Kindergeld

Sinn und Zweck des Kindergeldes ist es, eine Grundversorgung fir jedes Kind zu gewahrleisten.
Das Kindergeld ist allerdings keine Sozialleistung, sondern eine steuerliche Ausgleichszahlung.
Geregelt ist der Anspruch auf Kindergeld deshalb im Einkommensteuergesetz (EStG).

Im laufenden Kalenderjahr wird das Kindergeld den Eltern zunachst monatlich von der Familien-
kasse Gberwiesen. Es betragt seit dem 1. Januar 2017 fiir die ersten beiden Kinder jeweils 192
Euro, fur das dritte 198 Euro und fiir jedes weitere Kind jeweils 223 Euro. Bei der Einkommen-
steuerpriifung stellt das Finanzamt dann nachtraglich fest, ob das Existenzminimum des Kindes
durch die Zahlung des Kindergeldes tatsachlich von der Steuer freigestellt wurde. Ist dies nicht
der Fall, werden bestimmte Freibetrage vom Einkommen der Eltern abgezogen (siehe Teil 2,
Kapitel I) Kinderfreibetrag) und das bereits geleistete Kindergeld mit der Steuerschuld der Eltern
verrechnet.

Hinweis
Ab 2018 wird das Kindergeld erneut steigen. Es betrdgt dann jeweils 194 Euro fiir die ersten bei-
den Kindern, 200 Euro fiir das dritte und 225 Euro fiir jedes weitere Kind.

Fir die Auszahlung des Kindergeldes sind die Familienkassen zustandig. Wichtige Hinweise, wie
sie die Vorschriften zum Kindergeld anzuwenden haben, enthalt die vom Bundeszentralamt fiir
Steuern erlassene Dienstanweisung zum Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz Stand
2016 (DA-KG 2016). Hierbei handelt es sich um verbindliche Weisungen an die Familienkassen,
die diese bei der Priifung von Kindergeldanspriichen zu beachten haben.

Hinweis

Im folgenden Text wird immer wieder auf Weisungen aus der DA-KG 2016 Bezug genommen.
Diese Angaben sollen lhnen als Eltern helfen, Ihre Rechte wahrzunehmen, falls es zu Unstimmig-
keiten mit der Familienkasse kommen sollte. Auf der Internetseite des Bundeszentralamts fiir
Steuern (www.bzst.de) kann die jeweils aktuelle Fassung der DA-KG heruntergeladen werden.

Als Kinder gelten leibliche Kinder, Adoptivkinder und Pflegekinder des Kindergeldberechtigten.
Bis zum 18. Lebensjahr wird fiir Kinder immer Kindergeld gezahlt.

Ab Volljahrigkeit hangt die Kindergeldgewahrung dagegen von weiteren Voraussetzungen ab.
Malgeblich ist unter anderem, ob das Kind eine Erst- oder Zweitausbildung absolviert oder eine
Behinderung hat. Fiir Kinder zwischen dem 18. und dem 25. Lebensjahr erhalten Eltern seit 2012
wahrend einer erstmaligen Berufsausbildung bzw. eines Erststudiums stets Kindergeld. Im Ge-
gensatz zur alten Rechtslage ist es unerheblich, ob und in welcher Héhe die Kinder in dieser Zeit
Uber eigenes Einkommen verfligen. Befindet sich das Kind nach Abschluss der ersten in einer
weiteren Berufsausbildung, besteht ein Anspruch auf Kindergeld, wenn das Kind nicht mehr als
20 Stunden in der Woche erwerbstatig ist oder einer geringfligigen Beschéaftigung (auch 450-
Euro-Job genannt) nachgeht.

Kindergeld wird auf Antrag bei der Familienkasse fir den Zeitraum gezahlt, fiir den auch ein
Anspruch besteht. Dabei reicht ein Tag im Monat aus, um fiir den gesamten Monat Kindergeld
zu erhalten. Dies ist auch riickwirkend moglich und zwar fir die letzten vier Jahre, da der An-
spruch auf Kindergeld erst vier Jahre nach dem Kalenderjahr verjahrt, in dem er entstanden ist.
Damit ist es moglich, beispielsweise einen Kindergeldanspruch aus 2013 noch im Jahr 2017 gel-
tend zu machen.
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Neue Voraussetzung flir die Zahlung des Kindergeldes ist seit 2016, dass Eltern ihre eigene
Steuer-ldentifikationsnummer sowie die des jeweiligen Kindes bei der zustdandigen Familienkas-
se angeben missen. Bei etwa 90 Prozent aller laufenden Kindergeldzahlungen liegen die Daten
den Familienkassen bereits vor.

1) Kindergeld fiir behinderte Kinder

Fiir ein behindertes Kind kdnnen Eltern tber das 18. Lebensjahr hinaus und ohne altersmafige
Begrenzung Kindergeld erhalten, wenn das Kind wegen korperlicher, geistiger oder seelischer
Behinderung auBerstande ist, sich selbst zu unterhalten. Die Behinderung muss vor Vollendung
des 25. Lebensjahres eingetreten sein.

Hinweis

Bis 2007 musste die Behinderung vor dem 27. Geburtstag eingetreten sein. Fiir Kinder, bei denen
die Behinderung vor dem 1. Januar 2007 in der Zeit ab Vollendung des 25. Lebensjahres, aber vor
Vollendung des 27. Lebensjahres eingetreten ist, gelten deshalb Bestandsschutzregelungen. Sie
sind beim Kindergeld wie bisher zu berticksichtigen.

Die Behinderung muss ursachlich fiir die Unfahigkeit des Kindes sein, sich selbst zu unterhalten.
Hiervon wird nach A 19.3 Absatz 2 DA-KG 2016 ausgegangen, wenn

im Schwerbehindertenausweis des Kindes das Merkmal ,,H” (hilflos) eingetragen ist oder

das Kind die Pflegestufe 3 hat (Beachte: Zum Zeitpunkt der Drucklegung dieses Ratgebers im
Juli 2017 war hinsichtlich dieses Kriteriums noch keine Anpassung der DA-KG an die zum 1.
Januar 2017 eingefihrten Pflegegrade (siehe dazu die Ausfiihrungen unter 1) 2.) b) Einzel-
nachweis - Pflegebedarf) erfolgt.) oder

das Kind in einer Werkstatt fir behinderte Menschen (WfbM) arbeitet oder

das Kind Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB
Xll bezieht oder

das Kind eine Rente wegen voller Erwerbsminderung erhalt oder

der Grad der Behinderung (GdB) 50 oder mehr betrdgt und die Schul- oder Berufsausbildung
eines Kindes aufgrund seiner Behinderung tiber das 25. Lebensjahr hinaus fortdauert.

Es kann im Einzelfall ausreichend sein, wenn die Behinderung lediglich mitursachlich dafir ist,
dass das Kind auRerstande ist, sich selbst zu unterhalten. Ist das behinderte Kind zum Beispiel
grundsatzlich in der Lage, eine mindestens 15 Stunden wéchentlich umfassende Beschéaftigung
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt auszuliben, steht die Behinderung jedoch der Vermittlung
einer Arbeitsstelle entgegen, kann ein Anspruch auf Kindergeld bestehen (A 19.3 Absatz 4 DA-KG
2016).

Neben der Ursachlichkeit der Behinderung ist ferner erforderlich, dass das Kind auch finanziell
nicht dazu imstande ist, seinen notwendigen Lebensbedarf zu decken. Unterschreiten die finan-
ziellen Mittel den Lebensbedarf des Kindes, ist das Kind auRerstande, sich selbst zu unterhalten.
Den Eltern steht in diesem Fall ein Anspruch auf Kindergeld zu.

Der notwendige Lebensbedarf eines behinderten Kindes setzt sich aus dem allgemeinen Lebens-
bedarf sowie dem individuellen behinderungsbedingten Mehrbedarf zusammen.
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1.) Allgemeiner Lebensbedarf

Als allgemeiner Lebensbedarf ist der im EStG festgelegte Grundfreibetrag anzusetzen. Dieser
Jahresbetrag orientiert sich am Existenzminimum und umfasst allgemeine Bedarfe, wie Ernah-
rung, Unterkunft, Kleidung, Kérperpflege, Hausrat, Heizung und personliche Bedlirfnisse des
taglichen Lebens. In der Vergangenheit ist der Grundfreibetrag kontinuierlich angestiegen und
belduft sich aktuell im Jahr 2017 auf 8.820 Euro. 2018 wird der Grundfreibetrag erneut steigen.
Die Tabelle zeigt die Betrdage aus den vergangenen Jahren sowie dem aktuellen und kiinftigen
Jahr im Uberblick:

Jahr Grundfreibetrag
2012 8.004 Euro
2013 8.130 Euro
2014 8.354 Euro
2015 8.472 Euro
2016 8.652 Euro
2017 8.820 Euro
2018 9.000 Euro

Nach der DA-KG 2016 sind die Familienkassen dazu angehalten, zundchst im Rahmen einer ver-
einfachten Berechnung zu priifen, ob die kindeseigenen Mittel den allgemeinen Lebensbedarf
unterschreiten. Bei dieser Berechnung werden Leistungen, die dem Kind wegen eines behinde-
rungsbedingten Bedarfs zweckgebunden zuflieRen, nicht beriicksichtigt. Ausdriicklich aufgezahlt
als zweckgebundene Leistungen werden in der DA-KG zum Beispiel das Pflegegeld und die Leis-
tungen der Eingliederungshilfe (A 19.4 Absatz 3 Satz 2 DA-KG 2016).

Beachte

In der Praxis geht das Bundeszentralamt fiir Steuern, das die Fachaufsicht iiber die Familienkas-
sen fiihrt, sogar noch liber diese Beispiele hinaus. Laut Auskunft des Amtes gegentiber dem bvkm
sind alle SGB XllI-Leistungen als zweckgebundene Leistungen anzusehen. Demzufolge sind auch
die fiir den Lebensunterhalt erbrachten Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung nach dem SGB XII und das fiir persénliche Bediirfnisse nach dem SGB Xl geleis-
tete Taschengeld fiir Heimbewohner bei der vereinfachten Berechnung aufer Betracht zu lassen.

Einzubeziehen in die vereinfachte Berechnung sind aber zum Beispiel das Arbeitsentgelt aus
einer Beschéftigung in der WfbM und die Rente wegen voller Erwerbsminderung. Ergibt die Pri-
fung, dass diese Einkiinfte den zur Zeit fir den allgemeinen Lebensbedarf maRgeblichen Grund-
freibetrag von 8.820 Euro Ubersteigen, miissen die Familienkassen eine ausfiihrliche Berechnung
vornehmen und dabei unter anderem auch den behinderungsbedingten Mehrbedarf bericksich-
tigen (A 19.4 Absatz 3 Satz 3 DA-KG 2016).

Tipp

Viele Familienkassen lehnen den Anspruch auf Kindergeld ohne weitere Priifung ab, wenn die
vereinfachte Berechnung zu dem Ergebnis fiihrt, dass das Kind imstande ist, sich selbst zu unter-
halten. Die in diesem Fall nach der DA-KG 2016 eigentlich durchzufiihrende ausfiihrliche Berech-
nung wird héufig einfach unterlassen. Ubersehen wird dabei, dass das Kind mit seinem Einkom-
men nicht nur seinen allgemeinen Lebensbedarf, sondern auch noch seinen individuellen behin-
derungsbedingten Mehrbedarf decken muss. Wird dieser Mehrbedarf in die Kindergeldpriifung

Bundesverband fiir korper- und mehrfachbehinderte Menschen, Brehmstr. 5-7, 40239 Disseldorf, www.bvkm.de


http://www.bvkm.de/

einbezogen, stellt sich oft heraus, dass entgegen der Auffassung der Familienkasse ein Anspruch
auf Kindergeld besteht. In diesen Fdllen empfiehlt es sich, gegen den Ablehnungsbescheid der
Familienkasse Einspruch einzulegen. Betroffene Eltern finden hierzu in Teil 3 dieses Merkblatts
einen Mustereinspruch.

2.) Individueller behinderungsbedingter Mehrbedarf

Zum behinderungsbedingten Mehrbedarf gehdren alle mit einer Behinderung zusammenhan-
genden besonderen Belastungen, zum Beispiel Aufwendungen fiir die Pflege, fiir bestimmte
Privatfahrten mit dem Pkw oder fiir medizinische Leistungen. Die Frage, welcher behinderungs-
bedingte Mehrbedarf zusatzlich zum allgemeinen Lebensbedarf zu berlicksichtigen ist, richtet
sich nach den individuellen Umstanden des Einzelfalls. Hierbei spielen unter anderem die Wohn-
situation des behinderten Kindes (ob zuhause bei den Eltern oder in einer Wohneinrichtung
lebend) und die Frage, ob es einen Pflegebedarf hat und/oder Leistungen der Eingliederungshilfe
bezieht, eine Rolle.

Nach der DA-KG 2016 ist der behinderungsbedingte Mehrbedarf entweder in Anlehnung an den
Pauschbetrag fiir behinderte Menschen zu bemessen oder im Einzelnen nachzuweisen (A 19.4
Absatz 4 DA-KG 2016). Bei beiden Varianten kann auRerdem noch ein weiterer behinderungsbe-
dingter Mehrbedarf zusatzlich in Ansatz gebracht werden (A 19.4 Absatz 5 DA-KG 2016 —siehe
dazu die Ausfiihrungen unter 1) 2.) c¢) Weiterer Mehrbedarf)

a) Pauschbetrag fiir behinderte Menschen

Wird der behinderungsbedingte Mehrbedarf in Anlehnung an den Pauschbetrag fir behinderte
Menschen bemessen, ist Folgendes zu beachten: Voraussetzungen und Hohe des Pauschbetra-
ges fiir behinderte Menschen sind im EStG geregelt. Mit dem Pauschbetrag werden im Rahmen
der Einkommensteuererklarung bestimmte mit einer Behinderung zusammenhangende auller-
gewobhnliche Belastungen, zum Beispiel Aufwendungen fir die Pflege sowie fiir einen erhohten
Waschebedarf, pauschal abgegolten. Ebenso verhilt es sich beim Kindergeld. Bestimmte behin-
derungsbedingte Mehrbedarfe werden mit diesem Betrag pauschaliert bericksichtigt und mis-
sen nicht im Einzelnen nachgewiesen werden. Je nach Grad der Behinderung kénnen bei dieser
Variante im Rahmen des Kindergeldanspruchs unabhéngig von der Wohn- oder Unterbringungs-
situation des Kindes folgende Jahresbetrage als behinderungsbedingter Mehrbedarf berticksich-
tigungsfahig sein:

GdB Pauschbetrag
von 25 und 30 310 Euro
von 35 und 40 430 Euro
von 45 und 50 570 Euro
von 55 und 60 720 Euro
von 65 und 70 890 Euro
von 75 und 80 1.060 Euro
von 85 und 90 1.230 Euro
von 95 und 100 1.420 Euro

Fur behinderte Menschen, die hilflos sind und fiir blinde Menschen belauft sich der Pauschbe-
trag auf 3.700 Euro.
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b) Einzelnachweis

Anstelle des Behindertenpauschbetrages kdnnen auch einzelne nachgewiesene Leistungen als
behinderungsbedingter Mehrbedarf in Ansatz gebracht werden.

Tipp

Diese Variante bietet sich in allen Féllen an, in denen die Summe der beriicksichtigungsféhigen
Leistungen héher ist als der jeweilige Behindertenpauschbetrag. Denn je héher der behinde-
rungsbedingte Mehrbedarf und damit der Lebensbedarf des Kindes ist, desto gréfSer ist die Chan-
ce, dass das Kind ihn nicht mit den ihm zur Verfligung stehenden finanziellen Mitteln decken
kann und somit fiir die Eltern ein Anspruch auf Kindergeld besteht. Einschldgig ist diese Empfeh-
lung insbesondere fiir Eltern, deren Kinder in die Pflegegrade 2 bis 5 eingestuft sind, da der in
diesen Fdllen zu berticksichtigende Pflegebedarf den jeweils mafigeblichen Behindertenpausch-
betrag regelmdfSig weit libersteigt.

Zu den Leistungen, die im Wege des Einzelnachweises zu bericksichtigen sind, gehéren:

Leistungen der Eingliederungshilfe

Die Eingliederungshilfe ist eine Leistung der Sozialhilfe. Ihre Aufgabe ist es unter anderem, be-
hinderten Menschen die Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft zu erleichtern oder ihnen die
Ausiibung einer angemessenen Tatigkeit zu ermdglichen. Eingliederungshilfe wird zum Beispiel
in Form von pddagogischer Betreuung im Alltag geleistet, wenn behinderte Menschen in einer
ambulant betreuten Wohnung leben. Sie kann auch darin bestehen, dass das Sozialamt die Kos-
ten fir eine Begleitperson Gbernimmt, wenn der behinderte Mensch nur mit Hilfe einer solchen
Begleitung in der Lage ist, beispielsweise ein Theater, einen Volkshochschulkurs oder ein FuR-
ballspiel zu besuchen. Als behinderungsbedingter Mehrbedarf ist in diesen Fallen der Betrag
anzusetzen, den das Sozialamt zur Deckung des individuellen Eingliederungshilfebedarfs bewil-
ligt hat (zum Beispiel monatlich 350 Euro fiir die padagogische Betreuung im Rahmen des ambu-
lant betreuten Wohnens).

Auch in vollstationaren Einrichtungen fiir behinderte Menschen — wie zum Beispiel den klassi-
schen Wohnheimen oder Wohnstétten — wird Eingliederungshilfe geleistet. In diesen Fallen
konnen die Kosten der Heimunterbringung (Tagespflegesatz x 365 Tage) als behinderungsbe-
dingter Mehrbedarf in Ansatz gebracht werden. Abzuziehen sind hiervon allerdings die Verpfle-
gungskosten (A 19.4 Absatz 6 Satz 4 DA-KG 2016), weil diese Kosten bereits durch den allgemei-
nen Lebensbedarf — also den aktuellen Grundfreibetrag von 8.820 Euro - beriicksichtigt werden.
Der Geldwert fir Verpflegung bemisst sich nach der Sozialversicherungsentgeltverordnung
(SVEV). Der monatliche Wert fiir Vollverpflegung (Friihstlick, Mittagessen, Abendessen) belauft
sich im Jahr 2017 auf 241 Euro.

Die Kosten fiir die Beschaftigung behinderter Menschen in einer WfbM oder einer Tagesforder-
statte werden ebenfalls iber die Eingliederungshilfe finanziert. Der jeweils vom Sozialhilfetrager
hierflr aufgewendete Betrag ist als behinderungsbedingter Mehrbedarf bei der Priifung des
Kindergeldanspruchs zu berticksichtigen. Nimmt das behinderte Kind in der Werkstatt oder der
Tagesforderstétte ein kostenloses Mittagessen zu sich, sind die Verpflegungskosten von der
Eingliederungshilfeleistung abzuziehen (A 19.4 Absatz 7 Satz 2 DA-KG 2016), weil auch diese
Kosten bereits im allgemeinen Lebensbedarf berticksichtigt sind. Nach der SvEV betragt der
Geldwert fur ein Mittagessen im Jahr 2017 monatlich 95 Euro.
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Pflegebedarf

Durch das zweite Pflegestarkungsgesetz ist zum 1. Januar 2017 der neue Pflegebediirftigkeitsbe-
griff im SGB XI (Recht der sozialen Pflegeversicherung) eingeflihrt worden. Statt der bisherigen
drei Pflegestufen gibt es jetzt flinf Pflegegrade. Hat das behinderte Kind einen Pflegegrad, kann
das Pflegegeld als behinderungsbedingter Mehrbedarf in Ansatz gebracht werden, (A 19.4 Ab-
satz 4 Satz 3 DA-KG 2016). Je nach Pflegegrad werden folgende monatlichen Betrage als Pflege-
geld gewahrt:

Pflegegrad Pflegegeld monatlich
1 /

2 316 Euro

3 545 Euro

4 728 Euro

5 901 Euro

Beachte

Ausdriicklich erwéihnt wird in der DA-KG 2016 nur das Pflegegeld. Nach Auffassung des bvkm
muss jedoch dasselbe gelten, wenn ein behinderter Mensch seine Pflege mit Pflegesachleistun-
gen und gegebenenfalls ergéinzend — wie dies beim ambulant betreuten Wohnen héufig der Fall
ist — liber Leistungen der Hilfe zur Pflege sicherstellt. In diesen Fdllen ist die Pflegesachleistung
und gegebenenfalls zusdtzlich die vom Sozialamt geleistete Hilfe zur Pflege als Pflegebedarf in
Ansatz zu bringen.

Die Pflegesachleistung belduft sich je nach Pflegegrad seit 2017 auf maximal folgende Betrage
im Monat:

Pflegegrad Pflegesachleistung monatlich bis zu
1 /
2 689 Euro
3 1.298 Euro
4 1.612 Euro
5 1.995 Euro
Blindengeld

Bezieht das behinderte Kind Blindengeld, kann das Blindengeld ebenfalls als behinderungsbe-
dingter Mehrbedarf in Ansatz gebracht werden (A 19.4 Absatz 4 Satz 3 DA-KG 2016).

c) Weiterer Mehrbedarf

Bestimmte behinderungsbedingte Mehrbedarfe sind nicht durch den Behindertenpauschbetrag
und auch nicht durch den Einzelnachweis der unter 1) 2.) b) genannten Leistungen abgegolten.
Sie kdnnen deshalb bei beiden Varianten zuséatzlich als Mehrbedarf beriicksichtigungsfahig sein
(A 19.4 Absatz 5 DA-KG 2016).
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Im Einzelnen handelt es sich um folgende Mehrbedarfe:

behinderungsbedingte Aufwendungen fiir Operationen, Heilbehandlungen, Kuren, Arzte und
Arzneien (A 19.4 Absatz 5 Satz 2 DA-KG 2016),

persénliche Betreuungsleistungen der Eltern, die keine Grundpflege oder hauswirtschaftliche
Versorgung des Kindes beinhalten, sondern zum Beispiel darin bestehen, dass sie das Kind
zuhause beaufsichtigen oder bei Freizeitaktivitaten und Arztbesuchen begleiten missen,
weil es hierzu alleine nicht imstande ist. Der hierfiir anzusetzende Stundensatz betragt seit
2015 9 Euro. Voraussetzung fir die Anerkennung ist eine Bescheinigung des Amtsarztes
oder des behandelnden Arztes dariiber, dass die Betreuungsleistungen unbedingt erforder-
lich sind. Fir die Bescheinigung des behandelnden Arztes gibt es von der Familienkasse das
Formular , Bescheinigung Uber die persdnlichen Betreuungsleistungen der Eltern” (A 19.4
Absatz 5 Satze 3 bis 5 DA-KG 2016),

Privatfahrten (A 19.4 Absatz 5 Satz 6 DA-KG 2016), der Mehrbedarf hierfiir kann in gleicher
Weise wie bei der Einkommensteuererklarung und damit wie folgt angesetzt werden: Liegt
bei dem Kind ein GdB von mindestens 80 vor, kdnnen Fahrtkosten fir durch die Behinde-
rung veranlasste unvermeidbare Fahrten in Ansatz gebracht werden. Das gleiche gilt, wenn
der GdB mindestens 70 betragt und das Merkzeichen ,G“ im Schwerbehindertenausweis
eingetragen ist. Als behinderungsbedingt gelten zum Beispiel Fahrten zur Schule, zum Kin-
dergarten, zur WfbM, zum Arzt, zu Therapiemalinahmen oder zu Behdrden. Die Fahrten
missen durch das Fihren eines Fahrtenbuchs oder andere Aufzeichnungen nachgewiesen
oder glaubhaft gemacht werden. Pro Kilometer werden 30 Cent berlicksichtigt.

Ist das Kind auRergewdhnlich gehbehindert (Merkzeichen ,,aG“), blind (Merkzeichen ,,BI“)
oder hilflos (Merkzeichen ,,H), kdnnen samtliche durch ein Fahrtenbuch oder Aufzeichnun-
gen belegte Kosten flir Fahrten mit dem Kind (also auch Urlaubs-, Freizeit- oder Besuchs-
fahrten) als behinderungsbedingter Mehrbedarf beriicksichtigt werden. Zugrunde gelegt
wird auch hier eine Pauschale von 30 Cent pro Kilometer.

Aufwendungen fiir eine Begleitperson, die anldsslich einer Urlaubsreise fiir deren Fahrten,
Unterbringung und Verpflegung entstehen, sind als Mehrbedarf berticksichtigungsfahig,
wenn im Schwerbehindertenausweis des Kindes das Merkzeichen ,,B“ eingetragen ist oder
die Notwendigkeit standiger Begleitung vor Antritt der Reise durch Bescheinigung des be-
handelnden Arztes nachgewiesen ist (A 19.4 Absatz 5 Satz 7 DA-KG 2016).

3.) Finanzielle Mittel des Kindes

Ist der Lebensbedarf des Kindes anhand des allgemeinen Lebensbedarfs sowie des individuellen
behinderungsbedingten Mehrbedarfs ermittelt, sind ihm die finanziellen Mittel des Kindes ge-
geniber zu stellen. Reichen diese zur Deckung des Lebensbedarfs nicht aus, ist das Kind auRRer-
stande, sich selbst zu unterhalten. Die Eltern kdnnen in diesem Fall Kindergeld beanspruchen.
Uberschreiten die finanziellen Mittel hingegen den Lebensbedarf des Kindes auch nur um einen
Euro, fallt das Kindergeld weg.

Zu den finanziellen Mitteln des Kindes zdhlen seine steuerpflichtigen Einklinfte, steuerfreie Ein-
nahmen sowie Leistungen Dritter (A 19.5 und A 19.6 DA-KG 2016). Steuerpflichtige Einklinfte
sind zum Beispiel die Einklinfte aus nichtselbststandiger Arbeit und die Renten wegen Erwerbs-
minderung. Der jeweils maRRgebliche Pauschbetrag fir Werbungskosten kann von den Eink{inf-
ten abgezogen werden. Die jahrliche Werbungskostenpauschale fir Einkilinfte aus nichtselbst-
standiger Tatigkeit betrdgt 1.000 Euro und fiir Einklinfte aus einer Erwerbsminderungsrente 102
Euro.
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Zu den steuerfreien Einnahmen gehoren zum Beispiel Leistungen der Grundsicherung sowie der
Eingliederungshilfe nach dem SGB XII. Missen Eltern an den Sozialhilfetrdager einen monatlichen
Unterhaltsbeitrag von 32,42 Euro fiir Leistungen der Eingliederungshilfe bzw. einen Unterhalts-
beitrag von 57,36 Euro fir die Kosten der Heimunterbringung ihres erwachsenen Kindes zahlen,
ist dieser Betrag von der Eingliederungshilfeleistung abzuziehen (A 19.4 Absatz 5 Satz 10 DA-KG
2016). Auch Leistungen der Pflegeversicherung, also das Pflegegeld und die Pflegesachleistung
sind als Einnahmen zu bericksichtigen (A 19.5.2 Absatz 1 Satz 2 Nr. 4 DA-KG 2016). Pro Kalen-
derjahr kann von der Summe der steuerfreien Einnahmen eine Kostenpauschale von 180 Euro
abgezogen werden (A 19.5.2 Absatz 2 Satz 1 DA-KG 2016). Mit dieser Pauschale sind zum Bei-
spiel Kontoflihrungsgeblhren und andere Kosten, die im Zusammenhang mit dem Zufluss der
Einnahmen stehen, abgegolten. Sind hierfir hdhere Aufwendungen entstanden, kénnen diese
im Einzelnen nachgewiesen und statt der Kostenpauschale geltend gemacht werden.

Von den Einkilinften und Einnahmen des Kindes sind ferner unvermeidbare Vorsorgeaufwen-
dungen abzuziehen. Dazu zahlen Sozialversicherungsbeitrdge, Beitrage zur Basiskranken- und
Pflegeversicherung sowie Zuzahlungen zu Leistungen der Krankenversicherung (A 19.5 Satz 2
DA-KG 2016).

Vermogen des Kindes (zum Beispiel Sparguthaben) bleibt bei den finanziellen Mitteln unbertick-
sichtigt (siehe dazu Urteil des BFH vom 19. August 2002, Az. VIII R 17/02). Die Kapitalertrage
(zum Beispiel Zinsen) zdhlen allerdings zu den Einkilinften.

Unter den Leistungen Dritter versteht die DA-KG 2016 zum Beispiel Erbschaften, Lottogewinne
oder etwaigen Ehegattenunterhalt (A 19.6 DA-KG 2016).

4.) Beispiele zur Feststellung des Kindergeldanspruchs

Die nachfolgenden Beispiele sollen verdeutlichen, wie Sie ermitteln kénnen, ob Ihnen im Jahr
2017 ein Anspruch auf Kindergeld fir Ihr behindertes Kind zusteht. Grundsatzlich ist der Kinder-
geldanspruch monatsbezogen zu ermitteln. Allerdings kdnnen die Familienkassen bei monatlich
gleich bleibenden Einnahmen und einem monatlich gleich bleibenden behinderungsbedingten
Mehrbedarf aus Vereinfachungsgriinden eine Jahresberechnung vornehmen. Diese Berech-
nungsweise ist bei Kindern mit Behinderung der Regelfall und wird deshalb auch in den nachfol-
genden Beispielen angewandt.

Beispiel 1: Das Kind lebt im Haushalt der Eltern und arbeitet in einer WfbM

Hinweis

Dieses Beispiel ist Grundlage fiir einen Mustereinspruch, den man unter www.bvkm.de in der
Rubrik ,,Recht & Ratgeber” unter dem Stichwort ,,Argumentationshilfen/Kindergeld” kostenlos
herunterladen kann.

Sven Miller ist 48 Jahre alt und wohnt im Haushalt seiner Eltern. Er hat einen GdB von 100, das
Merkzeichen ,H“ und Pflegegrad 3. Von der Pflegekasse bezieht er ein monatliches Pflegegeld
von 545 Euro. Seinen Arbeitsplatz hat er in einer WfbM, wo er auch téglich ein kostenloses Mit-
tagessen zu sich nimmt. Die Kosten des Werkstattplatzes in Hohe von jahrlich 12.000 Euro lber-
nimmt das Sozialamt im Rahmen der Eingliederungshilfe. Die Eltern von Herrn Miiller haben mit
ihm im Jahr 2016 diverse Privatfahrten mit dem Pkw unternommen, die sie durch ein Fahrten-
buch belegen kdnnen und hierbei 5.000 km zuriickgelegt. Diese Fahrtleistung werden sie vo-
raussichtlich auch im Jahr 2017 erreichen.
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Das Arbeitsentgelt von Herrn Miller belduft sich monatlich auf 120 Euro. AuRerdem bezieht er
jeden Monat eine Rente wegen voller Erwerbsminderung in Héhe von 750 Euro.

Die Eltern von Herrn Miller mdchten wissen, ob ihnen im Jahr 2017 ein Anspruch auf Kindergeld
fir ihren Sohn zusteht. Sie erstellen daher zunachst — wie dies auch in der DA-KG 2016 vorgese-
hen ist (A 19.4 Absatz 3 DA-KG 2016 — siehe dazu die Ausfiihrungen unter I) 1.) Allgemeiner Le-
bensbedarf) — eine vereinfachte Berechnung. Bei dieser Berechnung werden nur das Arbeitsent-
gelt und die Erwerbsminderungsrente (jeweils abzlglich der maRgeblichen Werbungskosten-
pauschale) als kindeseigene Mittel berlicksichtigt. Dagegen bleiben das Pflegegeld und die Ein-
gliederungshilfe, die Sven Miller bezieht, auRer Betracht.

Vereinfachte Berechnung
Allgemeiner Lebensbedarf 8.820,00 €

Finanzielle Mittel von Herrn Miiller
Arbeitsentgelt (120 € x 12 Monate)

abzliglich Werbungskostenpauschale (1.000 €): 440,00 €
Erwerbsminderungsrente (750 € x 12 Monate)

abziglich Werbungskostenpauschale (102 €): 8.898,00 €
abziiglich Kostenpauschale -180,00 €
Summe: 9.158,00 €

Zwischenergebnis

Nach der vereinfachten Berechnung liberschreiten die finanziellen Mittel von Herrn Miiller in
Hohe von 9.158 Euro den allgemeinen Lebensbedarf in Hohe von 8.820 Euro. Herr Miiller ware
somit aufgrund dieser Berechnung imstande, sich selbst zu unterhalten. Um definitiv festzustel-
len, ob ihnen dennoch ein Anspruch auf Kindergeld fir ihren Sohn zusteht, miissen die Eltern
von Herrn Miiller deshalb eine ausfiihrliche Berechnung vornehmen. Bei dieser Berechnung sind
alle finanziellen Mittel des Kindes, also auch das an Herrn Miiller gezahlte Pflegegeld und die
ihm zuflieBenden Leistungen der Eingliederungshilfe, zu beriicksichtigen. Zu bericksichtigen bei
der ausfiihrlichen Berechnung ist ferner der individuelle behinderungsbedingte Mehrbedarf von
Herrn Miller.

Ausfiihrliche Berechnung
Lebensbedarf von Herr Miiller

Grundbedarf 8.820,00 €
Pflegebedarf (Pflegegeld des Pflegegrades 3 x 12 Monate): 6.540,00 €
Werkstattkosten (12.000 €)

abziglich Verpflegungskosten (95 € x 12 Monate gemal SvEV): 10.860,00 €
Fahrtbedarf (5.000 km x 30 Cent): 1.500,00 €
Summe: 27.720,00 €
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Finanzielle Mittel von Herrn Miiller
Arbeitsentgelt (120 € x 12 Monate)

abzliglich Werbungskostenpauschale (1.000 €): 440,00 €
Erwerbsminderungsrente (750 € x 12 Monate)

abziiglich Werbungskostenpauschale (102 €): 8.898,00 €
Eingliederungshilfe fiir die Betreuung in der WfbM: 12.000,00 €
Pflegegeld (545 € x 12 Monate): 6.540,00 €
abziiglich Kostenpauschale -180,00 €
Summe: 27.698,00 €
Ergebnis

Die ausfuihrliche Berechnung ergibt, dass Herr Miller mit finanziellen Mitteln in Hohe von
27.698 Euro im Jahr nicht imstande ist, seinen jahrlichen Lebensbedarf in Hohe von 27.720 Euro
zu bestreiten. Da er somit aullerstande ist, sich selbst zu unterhalten, haben seine Eltern An-
spruch auf Kindergeld.

Beachte

Der behinderungsbedingte Mehrbedarf bemisst sich entweder in Anlehnung an den Behinderten-
pauschbetrag oder indem einzelne Leistungen hierfiir in Ansatz gebracht werden. Je héher der
behinderungsbedingte Mehrbedarf und damit der Lebensbedarf des Kindes ist, desto gréfSer ist
die Chance, dass das Kind ihn nicht mit den ihm zur Verfligung stehenden Mitteln decken kann
und somit flir die Eltern ein Anspruch auf Kindergeld besteht (siehe dazu die Ausfiihrungen unter
1) 2.) b) Einzelnachweis). Im Fall von Herrn Miiller empfiehlt es sich deshalb, den mafSsgeblichen
Pflegebedarf (hier: 6.540 Euro) anstelle des Behindertenpauschbetrags (wére in diesem Fall
3.700 Euro) als Mehrbedarf in Ansatz zu bringen, da der Pflegebedarf den Pauschbetrag (iber-
steigt.

Beispiel 2: Das Kind lebt im Haushalt der Eltern, arbeitet in einer Tagesforderstdtte und erhalt
weitere Leistungen der Eingliederungshilfe

Ida Meier ist 20 Jahre alt, hat einen GdB von 100 und die Merkzeichen ,,H” und ,,B“ im Schwer-
behindertenausweis. Sie wohnt bei ihren Eltern und besucht eine Tagesforderstatte, in der sie
jedoch nicht am kostenlosen Mittagessen teilnimmt. Das Sozialamt (ibernimmt die Kosten des
Tagesforderstattenplatzes in Hohe von jahrlich 18.000 Euro im Rahmen der Eingliederungshilfe.

AuRerdem gewahrt das Sozialamt Frau Meier Eingliederungshilfe zur Teilhabe am gemeinschaft-
lichen und kulturellen Leben. Diese Leistungen erhélt Frau Meier auf Antrag als Persdnliches
Budget. Entsprechend des fiir sie festgestellten Bedarfs zahlt ihr das Sozialamt hierfiir monatlich
302 Euro. Die Eltern von Frau Meier missen fiir diese Leistungen einen monatlichen Unterhalts-
beitrag von 32,42 Euro leisten.

Dariber hinaus erhalt Frau Meier vom Sozialamt monatlich Leistungen der Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung in Héhe von 760 Euro.

Frau Meier ist in den Pflegegrad 4 eingestuft und stellt ihren Pflegebedarf sicher, indem sie
Sachleistungen der Pflegekasse in Hohe von monatlich 1.612 Euro in Anspruch nimmt. Uber die
mit ihr im Umfang von 3.000 Kilometern jahrlich unternommenen Privatfahrten fihren die El-
tern ein Fahrtenbuch. Im Sommer 2017 verbringt Frau Meier wie jedes Jahr eine Woche Urlaub
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auf der Nordseeinsel Spiekeroog. Da sie hierfiir Unterstlitzung braucht, wird sie von einer Stu-
dentin begleitet. Die Kosten der Begleitperson fiir Fahrten, Unterbringung und Verpflegung be-
laufen sich auf 500 Euro.

Die Eltern von Frau Meier hatten einen Anspruch auf Kindergeld, wenn Frau Meier im Jahr 2017
auBerstande ist, sich selbst zu unterhalten. Um festzustellen, ob dies der Fall ist, nehmen die
Eltern zunachst eine vereinfachte Berechnung vor (A 19.4 Absatz 3 DA-KG 2016 — siehe dazu die
Ausfiihrungen unter 1) 1.) Allgemeiner Lebensbedarf). Bei dieser Berechnung werden das Pflege-
geld und die Eingliederungshilfe, die Frau Meier bezieht, nach A 19.4 Absatz 3 Satz 2 DA-KG 2016
nicht bericksichtigt. Darliber hinaus bleibt den Angaben des Bundeszentralamts fiir Steuern
zufolge auch die Grundsicherung nach dem SGB XlI, die Frau Meier monatlich erhalt, im Rahmen
der vereinfachten Berechnung auBer Betracht (siehe dazu die Ausfiihrungen unter ) 1.) Allge-
meiner Lebensbedarf).

Vereinfachte Berechnung
Allgemeiner Lebensbedarf

Finanzielle Mittel von Frau Meier 8.820,00 €
Keine, die im Rahmen der vereinfachten Berechnung zu berick-
sichtigen sind, also: 0,00 €

Zwischenergebnis

Im Ergebnis flhrt die vereinfachte Berechnung im Fall von Frau Meier dazu, dass ihr keinerlei
finanzielle Mittel zur Deckung ihres allgemeinen Lebensbedarfs zur Verfliigung stehen. Da sie
somit nicht imstande ist, sich selbst zu unterhalten, konnen ihre Eltern Kindergeld beanspru-
chen.

Beachte

Viele Familienkassen kennen die vereinfachte Berechnungsweise nicht oder wenden sie nicht
korrekt an. Wiirde die Familienkasse im vorgenannten Fall zum Beispiel die Grundsicherung nach
dem SGB Xl in Héhe von jdhrlich 8.940 Euro (9.120 Euro abziiglich der Kostenpauschale von 180
Euro) félschlicherweise als finanzielle Mittel von Frau Meier beriicksichtigen, kdme sie zu dem
Ergebnis, dass Frau Meier imstande ist, damit den allgemeinen Lebensbedarf von 8.820 Euro zu
decken. Die Familienkasse miisste dann aber zumindest im ndchsten Schritt zur ausfiihrlichen
Berechnung libergehen (siehe dazu die Ausfiihrungen unter |) 1.) Allgemeiner Lebensbedarf). Die
ausfiihrliche Berechnung wird deshalb nachfolgend als Alternative zur vereinfachten Berechnung
dargestellt.

Ausfiihrliche Berechnung
Lebensbedarf von Frau Meier

Grundbedarf 8.820,00 €
Pflegebedarf (Pflegesachleistung d. Pflegegrades 4 x 12 Monate): 19.344,00 €
Kosten der Tagesforderstatte: 18.000,00 €
Eingliederungshilfe zur Teilhabe am gemeinschaftlichen und kul-

turellen Leben (302 € x 12 Monate): 3.624,00 €
Kosten der Urlaubsbegleitung: 500,00 €
Fahrtbedarf (3.000 km x 30 Cent): 900,00 €
Summe: 51.188,00 €
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Ausfiihrliche Berechnung

Finanzielle Mittel von Frau Meier

Grundsicherung nach dem SGB XlI (760 € x 12 Monate): 9.120,00 €
Eingliederungshilfe fir die Betreuung in der Tagesforderstatte: 18.000,00 €

Eingliederungshilfe zur Teilhabe am gemeinschaftlichen und kul-
turellen Leben (302 € x 12 Monate) abzlglich des Unterhaltsbei-

trags der Eltern (32,42 € x 12 Monate): 3.234,96 €
Pflegesachleistung (1.612 € x 12 Monate): 19.344,00 €
abziglich Kostenpauschale: - 180,00 €
Summe: 49.518,96 €
Ergebnis

Auch nach der alternativ durchgefiihrten ausfiihrlichen Berechnungsweise ist Frau Meier auBer
Stande, sich selbst zu unterhalten. Denn mit finanziellen Mitteln in Hohe von 49.518,96 Euro im
Jahr ist Frau Meier nicht imstande, ihren jahrlichen Lebensbedarf in Hohe von 51.188 Euro zu
bestreiten. lhre Eltern haben deshalb Anspruch auf Kindergeld.

Beachte

Im Fall von Frau Meier empfiehlt es sich, im Rahmen der ausfiihrlichen Berechnung anstelle des
Behindertenpauschbetrages einzelne nachgewiesene Leistungen (Eingliederungshilfe, Pflegebe-
darf usw.) als behinderungsbedingten Mehrbedarf in Ansatz zu bringen (siehe dazu die Ausfiih-
rungen unter 1) 2.) b) Einzelnachweis). Der sich hieraus ergebende Betrag ist in jedem Fall hGher
als der mafigebliche Behindertenpauschbetrag, der sich im vorliegenden Fall auf 3.700 Euro be-
liefe.

Beispiel 3: Das Kind lebt im ambulant betreuten Wohnen

Hinweis
Dieses Beispiel ist Grundlage fiir den Mustereinspruch in Teil 3 dieses Merkblatts.

Anna Schmidt ist 54 Jahre alt und lebt in einer ambulant betreuten Wohnung. Sie hat den Pfle-
gegrad 4, einen GdB von 100 und das Merkzeichen ,H” im Schwerbehindertenausweis. Fir ihre
Pflege erhilt sie von der Pflegekasse Pflegesachleistungen in Hohe von monatlich 1.612 Euro.
Zur Deckung ihres vollstandigen Pflegebedarfs erhalt sie aulerdem vom Sozialamt ergdnzend
Hilfe zur Pflege in Hohe von 400 Euro im Monat. Frau Schmidt arbeitet in einer WfbM und erhalt
dort ein monatliches Arbeitsentgelt von 120 Euro sowie ein kostenloses Mittagessen. Die Kosten
des Werkstattplatzes in Hohe von jahrlich 14.400 Euro Gbernimmt das Sozialamt im Rahmen der
Eingliederungshilfe.

Das Sozialamt gewahrt Frau Schmidt ferner Leistungen der Eingliederungshilfe in Form von pa-
dagogischer Betreuung zur Unterstiitzung im Alltag, damit sie in ihrer Wohnung selbstbestimmt
leben kann. Entsprechend des individuell festgestellten Bedarfs tibernimmt das Sozialamt inso-
weit Kosten in Hohe von 670 Euro pro Monat. Fiir diese Kosten miissen die Eltern von Frau
Schmidt einen monatlichen Unterhaltsbeitrag von 32,42 Euro leisten.

Einmal im Monat muss Frau Schmidt zur Untersuchung in eine Spezialklinik, die 200 Kilometer

von ihrem Wohnort entfernt ist. lhre Mutter bringt sie dort mit ihrem privaten Pkw hin und fahrt
sie auch wieder zu ihrer Wohnung zurtick.
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Wahrend der Fahrt zur Klinik und der Untersuchung beim Arzt wird Frau Schmidt von ihrer Mut-
ter betreut. Durchschnittlich fallen hierfiir pro Klinikbesuch 7 Stunden Betreuungsaufwand an.
AulRerdem begleitet die Mutter Frau Schmidt, wenn diese an den Wochenenden zu Besuch bei
ihren Eltern ist, ins Kino, ins Schwimmbad, bei Spaziergangen und zum Friseur, weil Frau Schmidt
hierzu alleine nicht imstande ist. Hierflr entsteht der Mutter im Durchschnitt ein monatlicher
Betreuungsaufwand von 23 Stunden.

Frau Schmidt bendtigt monatlich Medikamente im Wert von 30 Euro, die nicht von der Kranken-
kasse gezahlt werden. AuBerdem bezieht Frau Schmidt eine Rente wegen voller Erwerbsminde-
rung in Hohe von monatlich 790 Euro.

Die Eltern von Frau Schmidt mochten wissen, ob ihnen im Jahr 2017 ein Anspruch auf Kindergeld
fir ihre Tochter zusteht. Sie erstellen daher zunachst eine vereinfachte Berechnung (siehe dazu
die Ausfiihrungen unter 1) 1.) Allgemeiner Lebensbedarf).

Vereinfachte Berechnung
Allgemeiner Lebensbedarf: 8.820,00 €

Finanzielle Mittel von Frau Schmidt
Arbeitsentgelt (120 € x 12 Monate)

abziiglich Werbungskostenpauschale (1.000 €): 440,00 €
Erwerbsminderungsrente (790 € x 12 Monate)

abziglich Werbungskostenpauschale (102 €): 9.378,00 €
abziglich Kostenpauschale: -180,00 €
Summe: 9.638,00 €

Zwischenergebnis

Nach der vereinfachten Berechnung liberschreiten die finanziellen Mittel von Frau Schmidt in
Hohe von 9.638 Euro den allgemeinen Lebensbedarf in Hohe von 8.820 Euro. Aufgrund dieser
Berechnung ware Frau Schmidt somit imstande, sich selbst zu unterhalten. Wollen die Eltern
abschlieRend priifen, ob ihnen dennoch ein Anspruch auf Kindergeld fiir ihre Tochter zusteht,
mussen sie deshalb eine ausfiihrliche Berechnung vornehmen. Bei dieser Berechnung sind alle
finanziellen Mittel von Frau Schmidt, also auch die ihr fiir ihre Pflege und ihre Eingliederungshil-
fe zuflieBenden Leistungen zu beriicksichtigen. Zu berticksichtigen bei der ausfiihrlichen Berech-
nung ist ferner der individuelle behinderungsbedingte Mehrbedarf von Frau Schmidt.

Ausfiihrliche Berechnung
Lebensbedarf von Frau Schmidt

Grundbedarf: 8.820,00 €
Werkstattkosten (14.400 €)

abziglich Verpflegungskosten (95 € x 12 Monate gemal SvEV): 13.260,00 €
Eingliederungshilfe fir die padagogische Betreuung im Alltag

(670 € x 12 Monate): 8.040,00 €
Pflegebedarf (2.012 € x 12 Monate): 24.144,00 €
Fahrtbedarf (400 km x 30 Cent x 12 Monate): 1.440,00 €
Persénliche Betreuungsleistungen d. Mutter (30 Std. x 9 € x 12 Monate): 3.240,00 €
Medikamente (30 € x 12 Monate): 360,00 €
Summe: 59.304,00 €
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Finanzielle Mittel von Frau Schmidt
Arbeitsentgelt (120 € x 12 Monate)

abzliglich Werbungskostenpauschale (1.000 €): 440,00 €
Erwerbsminderungsrente (790 € x 12 Monate)
abziiglich Werbungskostenpauschale (102 €): 9.378,00 €

Eingliederungshilfe fir die padagogische Betreuung im Alltag (670 €
x 12 Monate) abziiglich des Unterhaltsbeitrags der Eltern (32,42 € x

12 Monate): 7.650,96 €
Eingliederungshilfe fir die Betreuung in der WfbM: 14.400,00 €
Pflegesachleistung (1.612 € x 12 Monate): 19.344,00 €
Hilfe zur Pflege (400 € x 12 Monate): 4.800,00 €
abziglich Kostenpauschale: -180,00 €
Summe: 55.832,96 €
Ergebnis

Die ausfiihrliche Berechnung ergibt, dass Frau Schmidt mit finanziellen Mitteln in H6he von
55.832,96 Euro im Jahr nicht imstande ist, ihren jahrlichen Lebensbedarf in Hohe von 59.304
Euro zu bestreiten. Ihre Eltern haben deshalb Anspruch auf Kindergeld.

Beachte

Frau Schmidt bezieht verschiedene Leistungen der Eingliederungshilfe, um ihren Bedarf an Ein-
gliederungshilfe sicherzustellen und Leistungen von der Pflegekasse sowie Leistungen vom Sozi-
alamt (Hilfe zur Pflege), um ihren Pflegebedarf sicherzustellen. Die betreffenden Leistungen sind
deshalb sowohl beim Lebensbedarf als behinderungsbedingter Mehrbedarf (siehe dazu die Aus-
fihrungen unter 1) 2.) b) Einzelnachweis) als auch bei den finanziellen Mitteln (siehe dazu die
Ausfiihrungen unter 1) 3.) Finanzielle Mittel des Kindes) zu berticksichtigen.

Beispiel 4 a: Das Kind wohnt in einer vollstationadren Einrichtung und verfiigt lediglich Giber ein
Taschengeld sowie eine Bekleidungspauschale

Bernd Lehmann ist 50 Jahre alt. Er hat einen GdB von 100 sowie den Pflegegrad 5 und lebt in
einem Wohnheim fiir Menschen mit Behinderung. Die vom Sozialhilfetrager im Rahmen der
Eingliederungshilfe finanzierten Kosten der Heimunterbringung belaufen sich auf monatlich
3.600 Euro. Zusatzlich erhdlt Herr Lehmann vom Sozialhilfetrager jeden Monat ein Taschengeld
von 110,43 Euro und eine Bekleidungspauschale von 23 Euro. Einmal pro Monat besucht Herr
Lehmann von Freitag bis Sonntag seine Eltern. Von seiner Pflegekasse erhilt er fiir diese drei
Tage der hauslichen Pflege ein Pflegegeld in Hohe von 90,10 Euro, das er an seine Eltern weiter-
reicht. Uber die mit ihrem Sohn unternommenen Privatfahrten von jahrlich 3.000 Kilometern
fUhren die Eltern ein Fahrtenbuch.

Die Eltern von Herrn Lehmann méchten wissen, ob ihnen im Jahr 2017 ein Anspruch auf Kinder-
geld fiir ihren Sohn zusteht. Sie nehmen daher zunachst eine vereinfachte Berechnung vor. Bei
dieser Berechnung werden das Pflegegeld und die Eingliederungshilfe, die Herr Lehmann be-
zieht, nach A 19.4 Absatz 3 Satz 2 DA-KG 2016 nicht berticksichtigt. Darlber hinaus bleibt laut
Auskunft des Bundeszentralamts fiir Steuern auch das nach dem SGB XII geleistete Taschengeld
und die ebenfalls nach dem SGB XlI geleistete Bekleidungspauschale, die Herr Lehmann monat-
lich erhalt, im Rahmen der vereinfachten Berechnung auRer Betracht (siehe dazu die Ausfiihrun-
gen unter 1) 1.) Allgemeiner Lebensbedarf).
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Vereinfachte Berechnung

Allgemeiner Lebensbedarf: 8.820,00 €

Finanzielle Mittel von Herrn Lehmann
Keine, die im Rahmen der vereinfachten Berechnung
zu bericksichtigen sind, also: 0,00 €

Ergebnis

Im Ergebnis fiihrt die vereinfachte Berechnung im Fall von Herrn Lehmann dazu, dass ihm kei-
nerlei finanzielle Mittel zur Deckung seines allgemeinen Lebensbedarfs zur Verfiigung stehen. Da
er somit nicht imstande ist, sich selbst zu unterhalten, konnen seine Eltern Kindergeld beanspru-
chen.

Beispiel 4 b: Das Kind wohnt in einer vollstationdren Einrichtung und verfiigt Giber eine Er-
werbsminderungsrente

Wie Beispiel 4 a, nur dass Herr Lehmann abweichend von der dortigen Fallgestaltung jeden Mo-
nat eine Rente wegen voller Erwerbsminderung in Hohe von 770 Euro bezieht. Diese muss er
direkt an den Sozialhilfetrager als Eigenanteil zur Finanzierung der Heimkosten weiterreichen.
Die restlichen Heimkosten abziiglich des von Herrn Lehmanns Eltern monatlich zu leistenden
Unterhaltsbeitrags von 57,36 Euro Gbernimmt der Sozialhilfetrager im Rahmen der Eingliede-
rungshilfe.

Die Eltern von Herrn Lehmann erstellen zundchst wieder eine vereinfachte Berechnung.

Vereinfachte Berechnung
Allgemeiner Lebensbedarf 8.820,00 €

Finanzielle Mittel von Herrn Lehmann
Erwerbsminderungsrente (770 € x 12 Monate)

abziglich Werbungskostenpauschale (102 €): 9.138,00 €
abziiglich Kostenpauschale -180,00 €
Summe: 8.958,00 €

Zwischenergebnis

Nach der vereinfachten Berechnung liberschreiten die finanziellen Mittel von Herrn Lehmann in
Hohe von 8.958 Euro den allgemeinen Lebensbedarf in Héhe von 8.820 Euro. Herr Lehmann
ware somit aufgrund dieser Berechnung imstande, sich selbst zu unterhalten. Um definitiv fest-
zustellen, ob ihnen dennoch ein Anspruch auf Kindergeld fiir ihren Sohn zusteht, miissen die
Eltern von Herrn Lehmann deshalb eine ausfiihrliche Berechnung vornehmen. Bei dieser Be-
rechnung sind alle finanziellen Mittel des Kindes, also auch das an Herrn Lehmann gezahlte Pfle-
gegeld und die ihm zuflieBenden Leistungen der Eingliederungshilfe zu beriicksichtigen. Zu be-
ricksichtigen bei der ausfiihrlichen Berechnung ist ferner der individuelle behinderungsbedingte
Mehrbedarf von Herrn Lehmann.
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Ausfiihrliche Berechnung
Lebensbedarf von Herrn Lehmann

Grundbedarf: 8.820,00 €
Heimkosten inklusive Taschengeld und Bekleidungspauschale
(3.733,43 € x 12 Monate)

abzlglich Verpflegungskosten (241 € x 12 Monate gemafR SvEV): 41.909,16 €
Pflegebedarf* (90,10 € x 12 Monate): 1.081,20 €
Fahrtbedarf (3.000 km x 30 Cent): 900,00 €
Summe: 52.710,36 €

Finanzielle Mittel von Herrn Lehmann
Eingliederungshilfe fir die Heimunterbringung (3.600 € x 12 Monate)
abziglich des Eigenanteils von Herrn Lehmann (770 € x 12 Monate) und

abziiglich des Unterhaltsbeitrags der Eltern (57,36 € x 12 Monate): 33.271,68 €
Erwerbsminderungsrente (770 € x 12 Monate)

abziglich Werbungskostenpauschale (102 €): 9.138,00 €
Taschengeld (110,43 € x 12 Monate): 1.325,16 €
Bekleidungspauschale (23 € x 12 Monate): 276,00 €
Pflegegeld (90,10 € x 12 Monate): 1.081,20 €
abziglich Kostenpauschale - 180,00 €
Summe: 44.912,04 €
* Anmerkung

Ob diese Position in Ansatz gebracht werden darf, ist streitig. Laut DA-KG 2016 kann im Falle
einer vollstationdren Heimunterbringung eventuell gezahltes Pflegegeld nicht neben der Einglie-
derungshilfe als behinderungsbedingter Mehrbedarf beriicksichtigt werden (A 19.4 Absatz 6 Satz
6 DA-KG 2016). Diese Weisung steht jedoch nach Auffassung des bvkm im Widerspruch zum Ur-
teil des BFH vom 15. Oktober 1999 (Az. VI R 40/98). Gibt es in diesem Punkt Unstimmigkeiten mit
der Familienkasse, sollten sich Eltern auf dieses BFH-Urteil berufen.

Ergebnis

Die ausfiihrliche Berechnung fihrt zu dem Ergebnis, dass Herr Lehmann mit den finanziellen
Mitteln in Héhe von 44.912,04 Euro, die ihm jahrlich zur Verfligung stehen, nicht imstande ist,
seinen Lebensbedarf in Hohe von 52.710,36 Euro im Jahr zu bestreiten. Seine Eltern haben des-
halb Anspruch auf Kindergeld.

1) Pflegekinder

Auch fiir Pflegekinder wird Kindergeld gezahlt. Ein Pflegekind ist eine Person, die der Kinder-
geldberechtigte in seinen Haushalt aufgenommen hat und mit der er durch ein familienahnli-
ches, auf langere Dauer angelegtes Band verbunden ist. Die Haushaltsaufnahme darf nicht zu
Erwerbszwecken erfolgen. Das Pflegekind muss vielmehr wie ein eigenes Kind zur Familie geho6-
ren. Ein Obhuts- und Betreuungsverhaltnis zu den leiblichen Eltern darf nicht mehr bestehen.

Ein solches Pflegekindschaftsverhiltnis kann auch zwischen Geschwistern gegeben sein. Wenn
der zu betreuende Geschwisterteil von Geburt an wegen Behinderung pflegebedirftig war und
der betreuende Teil nach dem Tod der Eltern deren Stelle einnimmt, ist ein solches Verhaltnis zu
bejahen (A 11.3 Absatz 2 Satz 3 DA-KG 2016).
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Lebt ein behindertes Pflegekind in einer vollstationaren Einrichtung, wird hierdurch die Haus-
haltsaufnahme nicht beendet (A 11.2 Satz 3 DA-KG 2016). Pflegeeltern kdnnen also auch dann
weiterhin Kindergeld beanspruchen, wenn das Kind nicht mehr bei ihnen, sondern mittlerweile
in einem Wohnheim lebt.

lll) Eltern mit auslandischer Staatsangehoérigkeit

Eltern mit auslandischer Staatsangehorigkeit kdnnen unter bestimmten aufenthaltsrechtlichen
Voraussetzungen ebenfalls fiir ihre erwachsenen Kinder mit Behinderung Kindergeld beanspru-
chen. Freizligigkeitsberechtigte Biirger der Europaischen Union, die in Deutschland wohnen,
haben stets Anspruch auf Kindergeld. Staatsangehorige Marokkos, Serbiens, Montenegros, Tu-
nesiens von Bosnien und Herzegowina, dem Kosovo und der Tirkei konnen Kindergeld erhalten,
wenn sie in Deutschland sozialversicherungspflichtig beschaftigt sind oder zum Beispiel Arbeits-
losengeld beziehen. Andere auslandische Staatsangehorige konnen einen Anspruch auf Kinder-
geld haben, wenn ihr Aufenthalt in Deutschland nach der Art ihres Aufenthaltstitels voraussicht-
lich dauerhaft ist und sie zur Ausiibung einer Erwerbstatigkeit berechtigt sind.

IV) Anrechnung des Kindergeldes auf Leistungen der Grundsicherung

Haufig beziehen volljahrige Menschen mit Behinderung Leistungen der Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII. Diese einkommensabhangige Leistung wird von
einigen Sozialamtern um den Betrag des Kindergeldes gekiirzt. Dies ist grundsatzlich nicht zulas-
sig, weil das Kindergeld Einkommen der Eltern ist. Es darf deshalb nicht als Einkommen des be-
hinderten Menschen bei der Grundsicherung bericksichtigt werden. Etwas anderes gilt nach der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts lediglich dann, wenn die Eltern das Kindergeld an den
behinderten Menschen weiterleiten, zum Beispiel indem sie es auf ein Konto des Kindes (iber-
weisen. Hierdurch flieft dem Kind namlich eine konkrete Geldsumme zu, die als Einkommen
bedarfsmindernd in Ansatz zu bringen ist. Wird die Grundsicherung entgegen dieser Grundsdtze
gekdrzt, sollte Widerspruch eingelegt werden.

Tipp
Unter www.bvkm.de gibt es hierzu in der Rubrik ,,Recht & Ratgeber” unter dem Stichwort , Ar-
gumentationshilfen/Grundsicherung” einen Musterwiderspruch zum kostenlosen Herunterladen.

Da Kindergeld Einkommen der Eltern ist, darf es grundsatzlich bei ihnen bedarfsmindernd ange-
rechnet werden, wenn sie selbst einkommensabhangige Sozialleistungen beziehen.

Beispiel:

Die alleinerziehende Magdalena Muster bezieht Arbeitslosengeld Il. Ihr 26-jdhriger Sohn Thomas
Muster, der mit ihr zusammen lebt, ist behindert und bezieht Leistungen der Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung. Frau Muster erhdilt fiir ihren Sohn Kindergeld. Das Kindergeld
ist Einkommen der Mutter und darf deshalb nicht von der Grundsicherung ihres Sohnes abgezo-
gen werden. Da der Bezug von Arbeitslosengeld Il allerdings davon abhdngig ist, ob und in wel-
cher H6he der Leistungsberechtigte iiber eigenes Einkommen verfiigt, wird das Kindergeld als
Einkommen der Mutter bedarfsmindernd bei ihrem Arbeitslosengeld II-Anspruch berlicksichtigt.
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V) Abzweigung des Kindergeldes an das Sozialamt

Kindergeld wird in der Regel an die Eltern ausgezahlt. Unter bestimmten Voraussetzungen kann
es jedoch an die Stelle ausgezahlt werden, die dem Kind Unterhalt gewahrt (sogenannte Ab-
zweigung).

Lebt ein Kind zum Beispiel in einer vollstationaren Einrichtung, werden die hierfiir anfallenden
Unterhaltskosten regelmaRig vom Sozialamt (ibernommen. Nach dem Urteil des BFH vom 9.
Februar 2009 (Az. lll R 37/07) kann das Kindergeld in diesen Fillen ganz oder teilweise an das
Sozialamt abgezweigt werden, wenn die Eltern keine oder nur noch geringe Aufwendungen fir
das Kind haben. Entstehen dem Kindergeldberechtigten dagegen tatsachlich Aufwendungen fiir
das Kind mindestens in Hohe des Kindergeldes, kommt eine Abzweigung an das Sozialamt nicht
in Betracht. Die Aufwendungen missen der Familienkasse nachgewiesen werden. Es empfiehlt
sich deshalb, entsprechende Belege oder Kontoausziige aufzubewahren.

Wohnt das Kind im Haushalt der Eltern, kann nach der Rechtsprechung des BFH regelmalig un-
terstellt werden, dass die Eltern Unterhaltsleistungen erbringen, die den Betrag des Kindergel-
des Ubersteigen. Eine Abzweigung des Kindergeldes an das Sozialamt, das dem Kind zum Beispiel
Unterhalt in Form von Leistungen der Grundsicherung gewahrt, kommt in diesen Fallen daher
grundsatzlich nicht in Frage (Urteil des BFH vom 18. April 2013, Az. V R 48/11; V 32.2 Absatz 2
Satz 2 DA-KG 2015). Etwas anderes gilt, wenn der Kindergeldberechtigte selbst Grundsiche-
rungsleistungen bezieht (Urteil des BFH vom 17. Dezember 2008, Az. Il R 6/07).

Tipp

Eltern, die sich gegen unberechtigte Abzweigungen der Familienkassen zur Wehr setzen méch-
ten, finden unter www.bvkm.de in der Rubrik ,,Recht & Ratgeber” unter dem Stichwort ,Argu-
mentationshilfen/Kindergeld” entsprechende Mustereinspriiche zum kostenlosen Herunterladen.

Teil 2: Vom Kindergeld abhadngige Steuervorteile

In diesem Teil des Merkblatts werden die Steuervorteile fur Eltern behinderter Kinder erlautert,
die vom Bezug des Kindergeldes bzw. davon abhdngig sind, dass das Kind ,, beriicksichtigungsfa-
hig” im Sinne des EStG ist. Beriicksichtigungsfahig sind alle Kinder des Steuerpflichtigen, fiir die
ein Anspruch auf Kindergeld besteht. Dies ist fiir volljahrige Kinder mit Behinderung anhand der
Beispielrechnungen in Teil 1 dieses Merkblatts zu ermitteln.

Steht danach fest, dass die Eltern Anspruch auf Kindergeld haben, kénnen sie, sofern die weite-
ren Voraussetzungen fir die jeweiligen Steuererleichterungen vorliegen, diese steuerlichen Ver-
giinstigungen in Anspruch nehmen. Ausfihrliche Erlduterungen zu den einzelnen Steuervortei-
len enthalt das Steuermerkblatt des bvkm, das jahrlich aktualisiert wird.

1) Kinderfreibetrag

Das Existenzminimum eines im Sinne des EStG beriicksichtigungsfahigen Kindes muss steuerlich
freigestellt werden. Dies geschieht entweder durch die Zahlung von Kindergeld oder die Gewéh-
rung eines Kinderfreibetrages. Wahrend des Jahres zahlt die Familienkasse den Eltern monatlich
Kindergeld. Nach Ablauf des Kalenderjahres wird bei der Veranlagung zur Einkommensteuer ein
Kinderfreibetrag (2.358 Euro bzw. bei zusammen veranlagten Eltern: 4.716 Euro) und zusatzlich
ein Freibetrag fiir den Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf (1.320 Euro bzw. bei
zusammen veranlagten Eltern: 2.640 Euro) vom Einkommen abgezogen, sofern dies fiir den
Steuerpflichtigen vorteilhafter sein sollte als das Kindergeld. Relevant ist dies nur fiir Eltern, die
ein sehr hohes Jahreseinkommen haben. Das fiir das Kalenderjahr gezahlte Kindergeld wird in
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diesem Fall der Einkommensteuer hinzugerechnet, um eine Doppelbeglinstigung zu vermeiden.
Das Finanzamt berticksichtigt von sich aus die Regelung, die fiir die Eltern am glinstigsten ist.

Beachte
Der Kinderfreibetrag erhéht sich 2018 auf 2.394 Euro bzw. bei zusammen veranlagten Eltern auf
4.788 Euro.

Grundsatzlich stehen der Kinderfreibetrag und der Freibetrag fiir Betreuungs- und Erziehungs-
oder Ausbildungsbedarf beiden Elternteilen jeweils zur Halfte zu. Alleinerziehende Elternteile
kénnen aber den Antrag stellen, dass diese Freibetrage vollstandig auf sie (ibertragen werden,
wenn sie geschieden sind oder vom anderen Elternteil dauernd getrennt leben und sie ihre Un-
terhaltspflicht gegenliber dem Kind erfiillen. In der Regel erfiillt der alleinerziehende Elternteil,
bei dem das Kind lebt, seine Unterhaltspflicht durch die Pflege und Erziehung des Kindes sowie
durch die Versorgung mit Nahrung, Kleidung und Unterkunft. Voraussetzung fir die vollstandige
Ubertragung der Freibetrige ist ferner, dass der Ex-Partner seinen Unterhaltsverpflichtungen zu
weniger als 75 Prozent nachkommt oder mangels Leistungsfahigkeit nicht unterhaltspflichtig ist.
Wurde der Kinderfreibetrag vollstandig auf den alleinerziehenden Elternteil ibertragen, kann
dieser auch den Behindertenpauschbetrag des Kindes in voller Hohe beanspruchen (siehe dazu
die nachfolgenden Ausfihrungen unter Il) Behindertenpauschbetrag).

Il) Behindertenpauschbetrag

Behinderte Menschen kénnen in ihrer Einkommensteuererklarung wegen der auRergewdhnli-
chen Belastungen, die ihnen unmittelbar infolge ihrer Behinderung erwachsen, einen Behinder-
tenpauschbetrag geltend machen. Durch den Pauschbetrag werden zum Beispiel Mehraufwen-
dungen fiir Pflege und erhohten Waschebedarf abgegolten. Die Hohe des Pauschbetrages rich-
tet sich nach dem dauernden Grad der Behinderung und bewegt sich zwischen 310 und 1.420
Euro. Fiir behinderte Menschen, die hilflos sind und fir blinde Menschen belauft sich der
Pauschbetrag auf 3.700 Euro.

Steht einem Kind ein Pauschbetrag fiir behinderte Menschen zu und erhalten die Eltern fir die-
ses Kind Kindergeld oder einen Kinderfreibetrag, kann der Pauschbetrag auf Antrag auf die El-
tern Gbertragen werden, wenn das Kind ihn nicht selbst in Anspruch nimmt.

Beachte

Grundsditzlich ist der Behindertenpauschbetrag auf beide Eltern je zur Hdlfte aufzuteilen. Sind die
Eltern geschieden oder leben sie dauernd getrennt, kann sich der alleinerziehende Elternteil, der
fiir den Unterhalt seines behinderten Kindes liberwiegend alleine aufkommt, den Kinderfreibe-
trag in voller Héhe (ibertragen lassen (siehe dazu oben die Ausfihrungen unter I) Kinderfreibe-
trag). In diesem Fall steht ihm auch der volle Behindertenpauschbetrag seines Kindes zu.

lll) Andere auBergewohnliche Belastungen

Bestimmte auBergewdhnliche Aufwendungen, die nicht unmittelbar und typischerweise mit der
Behinderung zusammenhangen, kénnen Eltern zusatzlich zu dem ihnen (ibertragenen Pauschbe-
trag als auBergewdhnliche Belastungen in der Einkommensteuererklarung geltend machten.
Dazu gehoren:

Fahrtkosten fir Privatfahrten

Krankheitskosten

Besuchsfahrten zu einem Kind im Krankenhaus
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Kosten fiir eine Kur
Aufwendungen fir eine Begleitperson im Urlaub

Kosten flir behindertengerechte Umbauten

Nahere Einzelheiten werden im Steuermerkblatt des bvkm erldutert.

Beachte

Viele der vorgenannten Aufwendungen (zum Beispiel die Fahrtkosten fiir Privatfahrten) sind auch
bei der Feststellung des Kindergeldanspruchs als behinderungsbedingter Mehrbedarf zu beriick-
sichtigen (siehe Beispiele 1, 2 und 3 in Teil 1 des Merkblatts). Selbst wenn eine entsprechende
Beriicksichtigung beim Kindergeldanspruch erfolgt ist, kbnnen die Eltern dieselben Aufwendun-
gen auch noch zusdtzlich als aufsergewéhnliche Belastungen in ihrer Steuererkldrung geltend
machen. Die Eltern von Frau Meier in Beispiel 2 kénnten also zum Beispiel zusdtzlich zum
Pauschbetrag ihrer Tochter den Fahrtbedarf und die Kosten fiir die Begleitperson im Urlaub als
aufsergewdhnliche Belastungen steuerlich geltend machen.

Besonders hinzuweisen ist allerdings darauf, dass persénliche Betreuungsleistungen der Eltern,
die im Rahmen des Kindergeldanspruchs unter bestimmten Voraussetzungen mit 9 Euro pro
Stunde in Ansatz gebracht werden kénnen, nicht als aufsergewdhnliche Belastungen steuerlich
geltend gemacht werden kénnen. Denn hierfiir entsteht den Eltern kein tatséichlicher finanzieller
Aufwand. Die Betreuungsleistungen sind allein bei der Priifung, ob ein Anspruch auf Kindergeld
besteht, zu beriicksichtigen.

IV) Entlastungsbetrag fiir Alleinerziehende

Alleinerziehende Elternteile, die fir ihr Kind Kindergeld oder den Kinderfreibetrag erhalten,
konnen einen Entlastungsbetrag in der Einkommensteuererklarung geltend machen. Dieser be-
lauft sich auf 1.908 Euro und erhoéht sich fiir das zweite und jedes weitere bericksichtigungsfa-
hige Kind um jeweils 240 Euro.

V) Sonderbedarf bei Berufsausbildung

Fir ein volljahriges Kind, das sich in einer Berufsausbildung befindet und auswartig unterge-
bracht ist, konnen Eltern einen Freibetrag in Hohe von 924 Euro je Kalenderjahr in der Steuerer-
klarung geltend machen. Voraussetzung hierfir ist ebenfalls, dass die Eltern fiir das Kind Kinder-
geld oder einen Kinderfreibetrag erhalten. Ndhere Einzelheiten werden im Steuermerkblatt des
bvkm erlautert.

Teil 3: Mustereinspruch

Haufig lehnen Familienkassen einen Anspruch auf Kindergeld ab, wenn die vereinfachte Berech-
nung (siehe dazu die Ausfiihrungen unter I) 1.) Allgemeiner Lebensbedarf) ergibt, dass die finan-
ziellen Mittel eines erwachsenen behinderten Kindes den jeweils maRgeblichen Grundfreibetrag
(im Jahr 2017: 8.820 Euro) libersteigen. Die im nachsten Schritt vorzunehmende ausfihrliche
Berechnung, in deren Rahmen unter anderem der behinderungsbedingte Mehrbedarf des Kin-
des zu bericksichtigen ist, wird haufig nicht durchgefiihrt. Wird aber dieser Mehrbedarf in die
Kindergeldprifung einbezogen, stellt sich hdufig heraus, dass entgegen der Auffassung der Fami-
lienkasse ein Anspruch auf Kindergeld besteht. In diesen Fallen empfiehlt es sich, gegen den
Ablehnungsbescheid der Familienkasse Einspruch einzulegen. Der nachfolgende Musterein-
spruch soll betroffene Eltern dabei unterstiitzen, ihr Recht durchzusetzen.
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1) Verfahren

Wenn der Kindergeldberechtigte mit der Ablehnung des Kindergeldanspruchs nicht einverstan-
den ist, kann er gegen den Ablehnungsbescheid der Familienkasse Einspruch einlegen. Die Ent-
scheidung wird dann von der Familienkasse nochmals Gberprift. Der Einspruch muss schriftlich
und fristgerecht innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung bei der Familien-
kasse eingereicht werden. Allerdings muss er innerhalb dieser Frist noch nicht begriindet wer-
den. Es reicht zunachst aus, darzulegen, dass man mit der Entscheidung der Familienkasse nicht
einverstanden ist (Beispiel: , Hiermit lege ich gegen Ihren Bescheid vom ..... Einspruch ein. Die
Begriindung dieses Einspruchs erfolgt gesondert.”).

Das Einspruchsverfahren ist kostenfrei. Wird dem Einspruch nicht stattgegeben, erhalt der Kin-
dergeldberechtigte eine Einspruchsentscheidung. Hiergegen kann er beim Finanzgericht Klage
erheben. Das Klageverfahren ist kostenpflichtig. Die Klage muss fristgerecht innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe der Einspruchsentscheidung erhoben werden.

Tipp

Die Feststellung, ob im Einzelfall ein Anspruch auf Kindergeld besteht, ist nicht immer einfach.
Viele unterschiedliche Positionen sind dabei zu berticksichtigen (siehe dazu die Beispiele in Teil 1
des Merkblatts). Eltern, die hierfiir Unterstiitzung benétigen, sollten sich an eine Rechtsanwdil-
tin/einen Rechtsanwalt mit Tétigkeitsschwerpunkt im Sozialrecht wenden. Auf der Internetseite
der Bundesvereinigung Lebenshilfe www.lebenshilfe.de ist in der Rubrik ,,Rechtliche Informatio-
nen“eine Deutschlandkarte abgebildet, (iber die man in den jeweiligen Regionen entsprechende
Fachleute findet. Es empfiehlt sich, vorab telefonisch zu kldren, ob die/der Rechtsberater/in auch
liber Erfahrungen auf dem Gebiet des Kindergeldrechts verfiigt.

Il) Einspruch von Frau Schmidt

Grundlage des nachfolgenden Einspruchs ist das Beispiel 3 aus Teil 1 des Merkblatts (siehe Seite
17 ff.). Nachdem die Familienkasse der Mutter von Anna Schmidt den Anspruch auf Kindergeld
mit der Begriindung versagt hat, dass Annas finanzielle Mittel 8.820 Euro im Jahr liberschreiten,
legt die Mutter hiergegen bei der Familienkasse Einspruch ein.

Hinweis

Einen weiteren Mustereinspruch, dem das Beispiel 1 aus Teil 1 des Merkblatts (siehe Seite 13 ff.)
zugrunde liegt, finden Sie unter www.bvkm.de in der Rubrik ,,Recht & Ratgeber” unter dem
Stichwort ,,Argumentationshilfen/Kindergeld” zum kostenlosen Herunterladen.
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- Mustereinspruch -

Name und Anschrift
der Kindergeldberechtigten

An die
Familienkasse

Ort, den ....

Sehr geehrte Damen und Herren,
hiermit erhebe ich
Einspruch

gegen lhren Bescheid vom ......, Az. ..... mit dem Sie die Festsetzung des Kindergeldes fiir meine
Tochter Anna Schmidt, geboren am ....., aufgehoben haben.

Begriindung

Ich halte Ihre Auffassung, dass meine Tochter durch eigene finanzielle Mittel imstande ist, ihren
Lebensunterhalt selbst zu bestreiten, aus folgenden Griinden fiir unbegriindet:

GemaR § 32 Absatz 4 Satz 1 Nr. 3 EStG haben Eltern eines erwachsenen Menschen mit Behinde-
rung Anspruch auf Kindergeld, wenn das Kind wegen korperlicher, geistiger oder seelischer Be-

hinderung auBer Stande ist, sich selbst zu unterhalten. Voraussetzung ist, dass die Behinderung
vor Vollendung des 25. Lebensjahres eingetreten ist.

Aullerstande, sich selbst zu unterhalten, ist ein Kind, wenn es ihm aufgrund der Behinderung

unmoglich ist, seinen Lebensbedarf durch eigene Erwerbstatigkeit zu bestreiten. Hiervon wird
zum Beispiel ausgegangen, wenn im Schwerbehindertenausweis des Kindes das Merkmal ,, H”
(hilflos) eingetragen ist oder das Kind in einer Werkstatt fiir behinderte Menschen arbeitet.

Die Behinderung meiner Tochter ist unstreitig vor Vollendung des 25. Lebensjahres eingetreten.
Der Grad ihrer Behinderung betragt 100 und in ihrem Schwerbehindertenausweis ist das Merk-
zeichen ,H” eingetragen (vgl. Kopie des Schwerbehindertenausweises von Anna Schmidt als
Anlage beigefiigt). Es ist somit davon auszugehen, dass sie nicht imstande ist, ihren Lebensun-
terhalt durch eigene Erwerbstatigkeit zu bestreiten.

Auch finanziell darf meine Tochter nicht dazu imstande sein, ihren notwendigen Lebensbedarf
zu decken. Der notwendige Lebensbedarf eines behinderten Kindes setzt sich aus dem allgemei-
nen Lebensbedarf von jahrlich derzeit 8.820 Euro sowie dem individuellen behinderungsbeding-
ten Mehrbedarf zusammen.

Diesen behinderungsbedingten Mehrbedarf haben Sie bei ihrer Entscheidung in keiner Weise
bericksichtigt und deshalb die Festsetzung des Kindergeldes zu Unrecht aufgehoben.

Der Mehrbedarf meiner Tochter setzt sich aus ihrem Bedarf an Eingliederungshilfe, dem Pflege-
bedarf, den Betreuungsleistungen von mir als Mutter und den Mehrkosten fiir Medikamente
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zusammen. Schlieflich kdnnen auch noch Fahrtkosten in Ansatz gebracht werden (A 19.4 Absatz
5 Satz 6 DA-KG 2016). Bei Hilflosigkeit (Merkzeichen ,,H) sind samtliche nachgewiesenen Kosten
fur Fahrten mit dem behinderten Menschen (also auch Urlaubs-, Freizeit- oder Besuchsfahrten)
zu bericksichtigen. Zugrunde gelegt wird dabei eine Pauschale von 30 Cent pro km.

Im Einzelnen ist der Mehrbedarf wie folgt zu beriicksichtigen:

Meine Tochter lebt in einer ambulant betreuten Wohnung. Sie erhilt sozialpadagogische Beglei-
tung im Alltag. lhren Bedarf an Eingliederungshilfe flir den Freizeitbereich zur Teilhabe am ge-
sellschaftlichen und kulturellen Leben nach dem SGB Xl beziffert das Sozialamt mit monatlich
670 Euro (vgl. Kopie des Sozialamtsbescheides vom ..... als Anlage beigefiigt).

Ferner besucht meine Tochter eine Werkstatt fiir behinderte Menschen (WfbM). Der Bedarf an
Eingliederungshilfe fir diese teilstationare Einrichtung in Hohe von jahrlich 14.400 Euro (vgl.
Kopie des Sozialamtsbescheids vom ..... als Anlage beigefligt) ist ebenfalls als Mehrbedarf zu
bericksichtigen. Verpflegungskosten sind hiervon abzuziehen, weil diese bereits im Grundbedarf
enthalten sind. Nach der Sozialversicherungsentgeltverordnung belaufen sich die Kosten fiir ein
Mittagessen im Jahr 2017 auf monatlich 95 Euro.

AulRerdem hat meine Tochter einen monatlichen Pflegebedarf von 2.012 Euro. Dieser setzt sich
zusammen aus Pflegesachleistungen des Pflegegrades 4 nach dem SGB XI in Hohe von monatlich
1.612 Euro und erganzenden Leistungen der Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII in Héhe von 400
Euro (vgl. Kopie des Bescheides der Pflegekasse vom ...... sowie Kopie des Bescheides des Sozial-
amts vom ...... als Anlagen beigefigt).

Ferner hat meine Tochter einen monatlichen Fahrtbedarf von 400 Kilometern, da ich mit ihr in
meinem privaten Pkw einmal im Monat zu der 200 Kilometer vom Wohnort meiner Tochter
entfernten Spezialklinik in XY-Stadt fahre (vgl. Kopie meines Fahrtenbuchs und arztliche Bestati-
gung von Oberarzt Dr. Meier aus der Spezialklinik in XY-Stadt als Anlagen beigefiigt).

Ferner hat meine Tochter einen Bedarf an personlichen Betreuungsleistungen durch mich als
Mutter von durchschnittlich 30 Stunden im Monat, der sich wie folgt zusammensetzt: Bei der
einmal im Monat anfallenden Fahrt zur Spezialklinik in XY-Stadt benétigt meine Tochter wah-
rend der Fahrt und bei der Untersuchung Betreuung. Durchschnittlich fallen hierfiir pro Klinikbe-
such 7 Stunden Betreuungsaufwand an. AuRerdem begleite ich meine Tochter, wenn sie an den
Wochenenden in unserem Haus zu Besuch ist, ins Kino, ins Schwimmbad, bei Spaziergdngen und
zum Friseur, weil meine Tochter hierzu alleine nicht imstande ist. Hierfir entsteht mir im Durch-
schnitt ein monatlicher Betreuungsaufwand von 23 Stunden (vgl. Bescheinigung des behandeln-
den Arztes Uber die Erforderlichkeit der Betreuungsleistungen als Anlage beigefiigt). Der hierfir
anzusetzende Stundensatz betrdgt 9 Euro (A 19.4 Absatz 5 Satze 3 bis 5 DA-KG 2016), so dass
sich insgesamt ein bertcksichtigungsfahiger Bedarf von monatlich 270 Euro (30 Stunden x 9 Eu-
ro) ergibt.

SchlieBlich fallen als Mehrbedarf noch Krankheitskosten an. Insoweit entstehen mir Aufwen-
dungen fir spezielle Medikamente, die meine Tochter benétigt und deren Kosten nicht von der
Krankenkasse erstattet werden in Héhe von monatlich 30 Euro (vgl. Kopie des Rezeptes und der

Quittung der Apotheke als Anlagen beigeflgt).

Der Lebensbedarf meiner Tochter berechnet sich danach wie folgt:
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Lebensbedarf meiner Tochter

Grundbedarf: 8.820,00 €
Werkstattkosten (14.400 €)

abzlglich Verpflegungskosten (95 € x 12 Monate gemal SvEV): 13.260,00 €
Eingliederungshilfe fir die padagogische Betreuung im Alltag

(670 € x 12 Monate): 8.040,00 €
Pflegebedarf (2.012 € x 12 Monate): 24.144,00 €
Fahrtbedarf (400 km x 30 Cent x 12 Monate): 1.440,00 €
Personliche Betreuungsleistungen d. Mutter (30 Std. x 9 € x 12 Monate): 3.240,00 €
Medikamente (30 € x 12 Monate): 360,00 €
Summe: 59.304,00 €

Dem Lebensbedarf sind im zweiten Schritt die finanziellen Mittel meiner Tochter gegeniiber zu
stellen. Reichen diese nicht aus, um ihren Lebensbedarf zu decken, ist sie aulRerstande, sich
selbst zu unterhalten. Mir als Kindergeldberechtigter steht in diesem Fall ein Anspruch auf Kin-
dergeld zu.

Zu den finanziellen Mitteln des Kindes zdhlen seine steuerpflichtigen Einklinfte, steuerfreie Ein-
nahmen sowie Leistungen Dritter (A 19.5 und A 19.6 DA-KG 2016). Steuerpflichtige Einklinfte
sind zum Beispiel die Einkiinfte aus nichtselbstandiger Arbeit und die Renten wegen Erwerbs-
minderung. Der jeweils maRRgebliche Pauschbetrag fir Werbungskosten kann von den Einkiinf-
ten abgezogen werden.

Zu den steuerfreien Einnahmen gehéren zum Beispiel das Pflegegeld und die Leistungen der
Eingliederungshilfe nach dem SGB XII. Pro Kalenderjahr kann von der Summe der steuerfreien
Einnahmen eine Kostenpauschale von 180 Euro abgezogen werden (A 19.5.2 Absatz 2 Satz 1 DA-
KG 2016).

Meine Tochter erhalt in der WfbM monatliche Einkiinfte von 120 Euro (vgl. Kopie der Gehalts-
abrechnung vom ... als Anlage beigefiigt).

Ferner erhalt sie monatlich eine Rente wegen voller Erwerbsminderung in Hohe von 790 Euro
(vgl. Kopie des Sozialamtsbescheids vom ..... als Anlage beigefiigt).

SchlieBlich bezieht sie Leistungen der Eingliederungshilfe fir den Freizeitbereich zur Teilhabe
am gesellschaftlichen und kulturellen Leben nach dem SGB XII in H6he von monatlich 670 Euro
(vgl. Kopie des Sozialamtsbescheids vom ..... als Anlage beigefiigt). Hierfur leisten wir als Eltern
einen monatlichen Unterhaltsbeitrag von 32,42 Euro. Dieser ist von der Eingliederungshilfeleis-
tung abzuziehen (A 19.4 Absatz 5 Satz 10 DA-KG 2016).

Zudem erhalt sie auch noch Leistungen der Eingliederungshilfe zur Teilhabe am Arbeitsleben
nach dem SGB XII fur die Kosten der WfbM (vgl. Kopie des Sozialamtsbescheids vom ..... als An-
lage beigefiigt).

AulRerdem erhilt sie Pflegeleistungen nach dem SGB Xl in Héhe der Sachleistung des Pflegegra-
des 4 (1.612 Euro/Monat) und ergdnzende Hilfe zur Pflege nach dem SGB Xl in Hohe von monat-
lich 400 Euro (vgl. Kopie des Bescheides der Pflegekasse vom ...... sowie Kopie des Bescheides

des Sozialamts vom ...... als Anlagen beigefiigt).

Die Summe der finanziellen Mittel meiner Tochter berechnet sich danach wie folgt:
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Finanzielle Mittel meiner Tochter
Arbeitsentgelt (120 € x 12 Monate)

abziiglich Werbungskostenpauschale (1.000 €): 440,00 €
Erwerbsminderungsrente (790 € x 12 Monate)

abzliglich Werbungskostenpauschale (102 €): 9.378,00 €
Eingliederungshilfe fiir die padagogische Betreuung im Alltag (670 €

x 12 Monate) abziiglich des Unterhaltsbeitrags der Eltern (32,42 € x

12 Monate): 7.650,96 €
Eingliederungshilfe fiir die Betreuung in der WfbM: 14.400,00 €
Pflegesachleistung (1.612 € x 12 Monate): 19.344,00 €
Hilfe zur Pflege (400 € x 12 Monate): 4.800,00 €
abziglich Kostenpauschale: - 180,00 €
Summe: 55.832,96 €

Die finanziellen Mittel meiner Tochter von 55.832,96 Euro im Jahr unterschreiten ihren jahrli-

chen Lebensbedarf von 59.304 Euro. Sie ist somit auBerstande, sich selbst zu unterhalten.

Demzufolge steht mir ein Anspruch auf Kindergeld fiir meine Tochter Anna zu.

Ort, Datum (Unterschrift der Kindergeldberechtigten)
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Spenden

Der Bundesverband fiir korper- und mehrfachbehinderte Menschen e.V. ist ein gemeinntziger
Verein, der sich ausschlieRlich Gber Spenden, Mitgliedsbeitrage und 6ffentliche Zuschisse finan-
ziert. Wir freuen uns, wenn Sie unsere Arbeit durch eine Spende unterstiitzen.

Spendenkonto :

Bundesverband fir kérper- und
mehrfachbehinderte Menschen
IBAN: DE69 3702 0500 0007 0342 03
BIC: BFSWDE33XXX

Bank flr Sozialwirtschaft

Bundesverband fiir korper- und mehrfachbehinderte Menschen, Brehmstr. 5-7, 40239 Disseldorf, www.bvkm.de 31


http://www.bvkm.de/

	Kindergeld
	für erwachsene Menschen mit Behinderung
	Impressum
	Inhaltsverzeichnis
	Vorbemerkung
	Abkürzungsverzeichnis
	Teil 1: Kindergeld
	I) Kindergeld für behinderte Kinder
	1.) Allgemeiner Lebensbedarf
	2.) Individueller behinderungsbedingter Mehrbedarf
	a) Pauschbetrag für behinderte Menschen
	b) Einzelnachweis
	Leistungen der Eingliederungshilfe
	Pflegebedarf
	Blindengeld
	c) Weiterer Mehrbedarf

	3.) Finanzielle Mittel des Kindes
	4.) Beispiele zur Feststellung des Kindergeldanspruchs
	Beispiel 1: Das Kind lebt im Haushalt der Eltern und arbeitet in einer WfbM
	Beispiel 2: Das Kind lebt im Haushalt der Eltern, arbeitet in einer Tagesförderstätte und erhält weitere Leistungen der Eingliederungshilfe
	Beispiel 3: Das Kind lebt im ambulant betreuten Wohnen
	Beispiel 4 a: Das Kind wohnt in einer vollstationären Einrichtung und verfügt lediglich über ein Taschengeld sowie eine Bekleidungspauschale
	Beispiel 4 b: Das Kind wohnt in einer vollstationären Einrichtung und verfügt über eine Erwerbsminderungsrente


	II) Pflegekinder
	III) Eltern mit ausländischer Staatsangehörigkeit
	IV) Anrechnung des Kindergeldes auf Leistungen der Grundsicherung
	V) Abzweigung des Kindergeldes an das Sozialamt

	Teil 2: Vom Kindergeld abhängige Steuervorteile
	I) Kinderfreibetrag
	II) Behindertenpauschbetrag
	III) Andere außergewöhnliche Belastungen
	IV) Entlastungsbetrag für Alleinerziehende
	V) Sonderbedarf bei Berufsausbildung

	Teil 3: Mustereinspruch
	I) Verfahren
	II) Einspruch von Frau Schmidt

	Spenden

